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PRESSEERKLÄRUNG  

 

NOlympia Berlin 

 

NOlympia-Bündnis fordert den Senat auf die Olympia-Bewerbung nach der 
Umfrage-Schlappe zu beenden 
 
Die angebliche Zustimmungsquote von 55 Prozent bei der DOSB-Umfrage zur Olympia-Bewerbung 
in Berlin ist zu gering. In München ist die Bewerbung für die Winterspiele 2022 trotz 
Umfragewerten von 65 Prozent bei einem Volksbegehren klar gescheitert. Wie die Münchner 
werden auch die Berliner einen Volksentscheid selbst organisieren. 
 
(Berlin, 15. März 2015) Geht es nach den Plänen von Senat und DOSB (Deutscher Olympischer 
Sportbund), sollen die Berliner*innen am 13. September im Anschluss an eine millionenschwere 
Werbekampagne in einer vom Senat organisierten Volksabstimmung zur Olympia-Bewerbung ihren 
Segen erteilen. Dieses „Plebiszit von oben“ des Senats ist jedoch nicht mit einem echten 
„Volksbegehren von unten“ zu vergleichen, wie es die Volksentscheide zum Wasser und zum 
Tempelhofer Feld waren. Während sich die Bürger bei einem Volksbegehren „von unten“ über einen 
Zeitraum von mehr als einem Jahr gegenseitig informieren, werden bei einem „Plebiszit von 
oben“ die Informationen allein von der Regierung gesteuert. Wie die Tagesspiegel-Affäre gezeigt hat, 
schreckt der Senat dabei nicht davor zurück, systematisch eine kritische Berichterstattung in den 
Medien mittels eines Anzeigenboykotts zu verhindern. Mit seinem Plebiszit hofft der Senat, einem 
möglichen Volksbegehren „von unten“ den Wind aus den Segeln zu nehmen, um eine Abstimmungs-
Niederlage wie in München zu vermeiden. Doch dieser Plan wird nicht aufgehen. 
 
Erfahrene Aktivist*innen bereiten schon jetzt ein Volksbegehren „von unten“ vor, das demokratischen 
Maßstäben entspricht. Dazu stellen sie Informationsmaterial zusammen, das die zu erwartenden 
Kosten realistisch einschätzt. Während Olympia für das IOC ein Geschäft mit Gewinngarantie ist, 
übernehmen die Ausrichter das volle Risiko und Milliardenkosten. In London 2012 betrugen sie je 
nach Berechnungsmethode zwischen 13,5 und 28,8 Milliarden Euro, in Sotschi 2014 bereits 
geschätzte 40 Milliarden.  
 
Die vom Senat bislang angegebenen 2,4 Milliarden Euro stellen dagegen nur einen Bruchteil der zu 
erwartenden realen Kosten dar. In einem Volksbegehren „von unten“ werden die Bürger*innen 
zudem über den Luxuswahn und die Korruption im IOC und in den Ausrichterländern informiert 
werden, über das systematische Doping, den Aufwand an Überwachungstechnik, der mit den 
Wettkämpfen verbunden ist, die zu erwartenden Mietsteigerungen, und sie werden die Frage stellen, 
ob eine Veranstaltung aus dem Zeitalter des Nationalismus überhaupt noch in die moderne Welt 
passt. Die an den eigenen Bürger*innen gescheiterten Olympiabewerbungen der letzten Jahre in 
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Österreich, der Schweiz, Norwegen und Deutschland sind ein deutlicher Hinweis darauf, dass die 
Olympia-Spektakel sich allmählich überlebt haben. 
 
Entgegen dem Ergebnis der Forsa-Umfrage beklagen selbst Berliner Olympisten öffentlich die 
fehlende Euphorie in der Stadt. Anders als das DOSB-Meinungsbild ergeben Umfragen in Berliner 
Tageszeitungen Ablehnungsquoten von über 60 Prozent. Diese Werte entsprechen den Erfahrungen, 
die das NOlympia-Bündnis bei seinen Veranstaltungen und Aktionen gemacht hat. Selbst Befürworter 
werden zu Olympia-Gegnern, wenn sie erfahren, dass womöglich schon ein oder zwei Tage des 
zweiwöchigen Irrsinns mehr kosten werden als beispielsweise der Rückkauf der Berliner 
Wasserbetriebe. Statt ein kurzlebiges Fest der Erfolgsmaximierung zu feiern, ließen sich mit diesen 
Summen wirklich kreative und nachhaltige stadtpolitische Visionen entwickeln und realisieren. Es ist 
schon jetzt absehbar, dass die Olympia-Bewerbung in einem Volksbegehren „von unten“ eine 
krachende Niederlage erleiden wird. 
 
Wir fordern daher den Senat auf, die Verschwendung unserer Steuergelder für die Olympia-
Bewerbung umgehend einzustellen und das Geld für die kaputten Schulen und Straßen, für eine 
würdige Aufnahme von Flüchtlingen, für mehr Personal in den Bezirksämtern sowie breiten- und 
freizeitsportliche Sportgelegenheiten auszugeben. 
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